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Vorbemerkung

In Veranstaltungs- und Produktionsstätten
für szenische Darstellung werden für pub-
likumswirksame Vorgänge u.a. immer
wieder pyrotechnische Effektmittel ein-
gesetzt. Die Situation ist häufig gekenn-
zeichnet durch unmittelbare Nähe zu
Personen und möglicherweise eine zu-
sätzliche Gefährdung in geschlossenen
Räumen. Für den Einsatz pyrotechnischer
Gegenstände und Sätze gilt neben dem
Sprengstoffgesetz einschließlich der hier-
zu erlassenen Verordnungen insbesondere
§ 28 Unfallverhütungsvorschrift (UVV)
„Veranstaltungs- und Produktionsstätten
für szenische Darstellung“ (GUV-V C 1, 
bisher GUV 6.15). Die vorliegende
Informationsbroschüre gilt zur Ausfüllung
der Regelungen aus dem Sprengstoff-
recht. Die Gegebenheiten beim Einsatz
pyrotechnischer Effektmittel und der
damit verbundenen Tätigkeiten erfordern
zur Vermeidung möglicher Unfall- und
Gesundheitsgefahren eine Reihe sicher-
heitstechnischer und organisatorischer
Regelungen, die in dieser Informations-
broschüre zusammengestellt sind. Unfall-
und Gesundheitsgefahren können nach
dem derzeitigen Erkenntnisstand ver-
mieden werden, wenn Arbeitsmittel,
Arbeitsplatzumgebung und Umgang den
Festlegungen der einschlägigen Rechts-
normen entsprechen und die Empfeh-
lungen dieser Informationsbroschüre
eingehalten werden.
6

Die Empfehlungen in dieser Informa-
tionsbroschüre dienen dem Schutz der
Versicherten beim Umgang mit pyro-
technischen Gegenständen und Sätzen.
Sie beruhen auf den zum Zeitpunkt der
Erarbeitung der Informationsbroschüre
vorwiegend angewandten Technologien.
Weitere Verbesserungen sind jedoch im
Zuge der künftigen Entwicklung geboten.
Dies gilt in besonderem Maß für kombi-
nierte Effekte.
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1 Anwendungsbereich

Diese Informationsbroschüre gilt für den
Einsatz von pyrotechnischen Sätzen und
Gegenständen zur Erzeugung von Effek-
ten in Veranstaltungs- und Produktions-
stätten für szenische Darstellung; unab-
hängig davon, ob Publikum anwesend ist.

2 Begriffe

2.1 Als Verwendung im Sinne dieser
Informationsbroschüre gelten das
Bestücken von Requisiten/Dekorationen
und die verwendungsfertige Montage vor
Ort und ähnliche, artverwandte Tätig-
keiten, das Anzünden und Abbrennen
sowie das Beseitigen fehlgezündeter,
nicht abgebrannter oder unbrauchbarer
pyrotechnischer Gegenstände, nicht
jedoch das Vernichten.

2.2 Verantwortlich für den Einsatz
pyrotechnischer Gegenstände ist neben 
dem Unternehmer sowohl die verant-
wortliche Person nach § 19 des Gesetzes
über explosionsgefährliche Stoffe (Spreng-
stoffgesetz – SprengG) als auch die vom
Unternehmer für den Umgang mit Klas-
se I, Klasse II und T1 beauftragte Person.

2.3 Veranstaltungsstätten im Sinne
dieser Informationsbroschüre sind alle
Betriebsstätten in Gebäuden oder im
Freien mit Bühnen- oder Szenenflächen
für Darstellungen, einschließlich der
erforderlichen Einrichtungen und Geräte.
2.4 Produktionsstätten für Film, Fern-
sehen, Hörfunk und Fotografie im Sinne
dieser Informationsbroschüre sind Stu-
dios, Ateliers sowie Spiel- und Szenenflä-
chen bei Außenaufnahmen, einschließlich
erforderlicher Einrichtungen und Geräte.

2.5 Pyrotechnische Gegenstände im
Sinne dieser Informationsbroschüre sind
Gegenstände, die Vergnügungs- oder
technischen Zwecken dienen und in denen
explosionsgefährliche Stoffe oder Stoff-
gemische (pyrotechnische Sätze, Schwarz-
pulver) enthalten sind, die dazu bestimmt
sind, unter Ausnutzung der enthaltenen
Energie Licht-, Schall-, Rauch-, Nebel-,
Heiz-, Druck- oder Bewegungswirkungen
zu erzeugen (siehe § 3 Abs. 2 SprengG).

2.6 Pyrotechnische Sätze im Sinne die-
ser Informationsbroschüre sind feste oder
pastöse Stoffe oder Stoffgemische, die
nach ihrer Entzündung mit der in ihnen
enthaltenen Energie die gewünschte Wir-
kung erzeugen sollen. Pyrotechnische
Sätze können als fertige pyrotechnische
Gegenstände oder als pulverförmige, gra-
nulierte oder pastöse Sätze lose verwen-
det werden (siehe BGV B 5 „Explosiv-
stoffe – Allgemeine Vorschrift“ § 2).

2.7 Eine szenische Darstellung/Vorgang
ist der Handlungsablauf bei einer Bühnen-,
Film-, Fernseh- oder Showproduktion.

2.8 Anzündmittel sind Hilfsmittel, die
zum Anzünden pyrotechnischer Gegen-
stände bestimmt sind.
7
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3 Allgemeine Maßnahmen zur
Gewährleistung des Arbeits-
und Gesundheitsschutzes

3.1 Unternehmerverantwortung
Nach § 21 Abs. 1 des 7. Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB VII) ist der Unternehmer
für die Durchführung der Maßnahmen
zur Verhütung von Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten und für die Verhütung
von arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fahren verantwortlich. Eine entsprechen-
de Verpflichtung enthält § 3 Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) für den Arbeit-
geber im Hinblick auf die Beschäftigten
im Sinne des § 2 ArbSchG. Diese
grundsätzliche Verantwortung zur
Gewährleistung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes gilt uneinge-
schränkt auch im Hinblick auf Gefähr-
dungen, die im Zusammenhang mit der
Pyrotechnik in Veranstaltungs- und
Produktionsstätten für szenische Dar-
stellung stehen.
Nach der gesetzlichen Definition des
§ 136 Abs. 3 SGB VII ist Unternehmer
derjenige, dem das Ergebnis des Unter-
nehmens unmittelbar zum Vor- oder
Nachteil gereicht. Demnach ist Unter-
nehmer im unfallversicherungsrecht-
lichen Sinne, wer über die Haushalts-
mittel bestimmt, das Tätigkeitsgebiet 
der Beschäftigten festlegt und die Art 
und Weise der Arbeitserledigung vorgibt.
Im Bereich der Veranstaltungs- und Pro-
duktionsstätten des öffentlichen Rechts
sind dies beispielsweise die Bundeslän-
der, die Städte und Gemeinden sowie die
8

sonstigen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

Wahrzunehmen sind die Verpflichtungen
von den für die juristische Person han-
delnden vertretungsberechtigten Orga-
nen. Wer das im Einzelnen ist, bestimmt
sich nach den organisationsrechtlichen
Statuten der jeweiligen juristischen
Person, d.h. den Verfassungen, Gesetzen,
Satzungen oder sonstigen Errichtungsvor-
schriften.

In der Regel werden die Aufgaben,
Pflichten und Verantwortlichkeiten an
geeignete Mitarbeiter, z.B. technische
Direktoren, Produktionsleiter, Bühnen-
bzw. Beleuchtungsmeister, Studio- bzw.
Studiobeleuchtungsmeister übertragen.
Geprüfte „Technische Fachkräfte“ haben
in Versammlungsstätten eigenständige
Verantwortung hinsichtlich der Einhaltung
der Bestimmungen der Verordnung über
Versammlungsstätten (Versammlungs-
stätten-Verordnung). Voraussetzung für
eine wirksame Übertragung dieser
Pflichten (Pflichtenübertragung) ist, 
dass dem Verpflichteten

■ die Verantwortung für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz in einem 
bestimmten Bereich, 

■ die Zuständigkeit für diesen Bereich 
sowie

■ die erforderlichen Handlungs-
kompetenzen 

übertragen werden.



Dabei ist insbesondere darauf zu achten,
dass 

■ die ausgewählte Person für die 
Wahrnehmung der vorgesehenen 
Pflichten geeignet ist,

■ die Funktion und das übertragene
Aufgabengebiet klar umrissen sind,

■ der Rahmen, innerhalb dessen 
selbstständig entschieden werden
kann, festgelegt ist,

■ die übertragenen Pflichten allen
Betroffenen bekannt gegeben werden
und

■ die Zusammenarbeit mit den weiteren
Verpflichteten geregelt ist. 

Nach § 13 Abs. 2 ArbSchG und § 12 der
UVV „Allgemeine Vorschriften“ (GUV-V A 1,
bisher  0.1) hat die Pflichtenübertragung
in schriftlicher Form zu erfolgen. 

Auch für den Umgang mit pyrotech-
nischen Sätzen und Gegenständen (also
Klassen I, II, T1, Anzündmittel) in Ver-

Bild 1 „Brennender Engel“
anstaltungs- und Produktionsstätten und
bei der Filmproduktion ist darauf zu
achten, dass nur fachlich geeignete Per-
sonen (Pyrotechniker, verantwortliche
Personen im Sinne des § 21 Spreng-
stoffgesetz) eingesetzt werden. Der
Fachkundenachweis gilt insbesondere 
als erbracht, wenn der Pyrotechniker die
Fachkunde gemäß § 9 Sprengstoffgesetz
in Verbindung mit einem behördlichen
Befähigungsschein nach § 20 SprengG
besitzt. Die Ausnahmeregelung nach § 4
der 1. Verordnung zum Sprengstoffgesetz
(1. SprengV) für die bestimmungsgemäße
Verwendung von pyrotechnischen Sätzen
und Gegenständen der Klassen I, II und
T1 bleibt davon unberührt.

Der Unternehmer bzw. Arbeitgeber oder
der zuständige Leiter der Veranstaltungs-
und Produktionsstätte hat sich davon 
zu überzeugen, dass die Personen, die
Aufgaben des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes wahrnehmen sollen, ausreichend
fachlich geeignet sind. 
9
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Sind das Ausmaß der Gefährdung und/
oder die zu ergreifenden Schutzmaß-
nahmen für die Versicherten unklar, sollte
eine fachliche Beratung von der Fachkraft
für Arbeitssicherheit, vom Betriebsarzt
oder vom Unfallversicherungsträger ein-
geholt werden. Weiter gehende Informa-
tionen können auch vom Hersteller
erfragt werden.

3.2 Sicherungsaufgaben
Zu den Aufgaben der verantwortlichen
Person (Pyrotechniker) gehört es insbe-
sondere den Gefahrbereich zu bestimmen.
In Gefahrenbereichen sind Sicherheits-
abstände einzuhalten (siehe Anhang V).
Darin dürfen sich Unbefugte nicht auf-
halten.
Zu den Aufgaben des Unternehmers ge-
hört es, dass der Gefahrbereich gekenn-
zeichnet und von Beginn der Montage bis
zur Freigabe durch die verantwortliche
Person von Unbefugten nicht betreten
wird.
Zu den Aufgaben der verantwortlichen
Person gehört es, den Gefahrbereich zu
überwachen. Wenn eine dauernde Über-
wachung nicht erforderlich ist oder wenn
eine entsprechend unterwiesene Person
die Überwachung übernimmt, kann er
den Gefahrbereich verlassen.
Pyrotechnische Gegenstände, die aus
Sicherheitsgründen ihre Wirkung nur in
eine bestimmte Richtung entfalten dürfen,
müssen in Schutzvorrichtungen abge-
brannt werden, die gewährleisten, dass
eine gefährliche Wirkung in unbeabsich-
tigte Richtung nicht entsteht.
10
Bei Verwendung von pyrotechnischen
Gegenständen in der Nähe von Dekora-
tionen, Requisiten, Kostümen usw. ist
sicherzustellen, dass diese nicht entzün-
det werden können. Gegebenenfalls sind
Schutzmaßnahmen zu treffen, z.B. Verwen-
dung von nicht oder schwer entflamm-
baren Materialien oder entsprechende
Imprägnierung.
Pyrotechnische Gegenstände, die ihren
Abbrennort unkontrolliert verlassen, wie
z.B. Raketen, Heuler, Schwärmer, Knall-
frösche, dürfen in geschlossenen Räumen
nicht verwendet werden.
Soweit Gefahren durch Funkenwirkung
oder heiße Schlacken entstehen (Ab-
brennen von Fontänen, Vesuve, Sonnen-
räder, Wasserfällen usw.) sind geeignete
Maßnahmen zu treffen, wie z.B. Ab-
decken von Spalten und Öffnungen im
Boden oder Oberflächen mit nicht brenn-
baren Materialien.
Grundsätzlich sind in Zweifelsfällen Brand-
schutzmaßnahmen mit der Brandsicher-
heitswache/Feuerwehr abzustimmen.
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3.3 Gefährdungsbeurteilung
Nach § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
hat der Unternehmer eine Gefährdungs-
beurteilung durchzuführen. Die Beurtei-
lung der Gefährdung ist vor dem Einsatz
pyrotechnischer Effekte vorzunehmen.

Gefährdungen im Sinne von § 5 ArbSchG
können speziell im Umgang mit pyrotech-
nischen Effekten beim Auftreten z.B. fol-
gender Gefahren entstehen:

■ Flammenbildung
■ Wärmestrahlung
■ Splittereinwirkung
■ Funkenflug
■ Druckwirkung
■ Schallwirkung
■ Blendung
■ gesundheitsgefährliche Gase, Stäube,

Dämpfe, Rauch
■ Abtropfen heißer Schlacken
■ Staubablagerungen
■ gegenseitige Beeinflussung

verschiedener Effekte
■ Veränderung der Luftströmungen

durch thermische Effekte.

Nach § 3 ArbSchG hat der Unternehmer
geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen.
Diese sind aus der Gefährdungsbeurteilung
abzuleiten. Je nach Gefährdung können
sich beim Einsatz von pyrotechnischen
Effekten folgende Schutzmaßnahmen
ergeben:
■ richtige Auswahl der pyrotechnischen
Produkte hinsichtlich
> Brenndauer
> Flammhöhe
> Hitzeentwicklung

■ Beachtung des Funkenfluges
■ grundsätzlich elektrische Anzündung
■ Abstände zu Personen (vgl. Anhang V)
■ Abstände zur Dekoration
■ Abtropfschutz
■ sichere Abbrennvorrichtungen
■ Körperschutzmittel für Bühnenpersonal

(Darsteller), z.B. Schutzbrille 
■ Brandsicherheitswache (Feuerwehr) 
■ Löschmittel
■ Anfeuchten (Nassreinigung)
■ Erste Hilfe (Brandverletzungen).

Das Ergebnis aus Gefährdungsbeurteilung
und Schutzmaßnahmen ist gemäß § 6
ArbSchG zu dokumentieren.

3.4 Betriebsregelung und Unterweisung
Alle Aktivitäten im Arbeitsbereich der ver-
antwortlichen Person (Pyrotechniker, Be-
fähigungsscheininhaber vgl. 3.8.2) sind
mit dieser rechtzeitig vorzubereiten und
abzustimmen.
Pyrotechnische Sätze und Gegenstände,
Hilfsmittel, Abbrennvorrichtungen usw.
müssen sicher in der Verwendung sein.
Die Sicherheitshinweise der Hersteller
sind zu beachten. Die Wirkungsweise der
eingesetzten pyrotechnischen Gegenstän-
de und Hilfsmittel muss der verantwort-
lichen Person bekannt sein (siehe auch
6.7 Erprobung).
11



Bild 2 „Säulengang mit Feuerexplosion“
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Nach § 24 (5) SprengG, § 12 ArbSchG und
§ 7 (2) UVV „Allgemeine Vorschriften“
(GUV-V A 1, bisher GUV 0.1) sind die
Beschäftigten über die bei ihren Tätig-
keiten auftretenden Gefahren, Wirkungs-
weise sowie über Maßnahmen zu ihrer
Abwendung vor dem Einsatz von pyro-
technischen Effekten zu unterweisen. Dies
ist auch bei laufenden Produktionen in
regelmäßigen Abständen zu wiederholen.

Alle Mitwirkenden (z.B. Bühnenhandwer-
ker, Darsteller, Brandsicherheitswachen) –
auch wenn sie sich bei den vorgesehenen
Effekten außerhalb des Gefahrbereiches
befinden – sind vom Unternehmer oder
seinem Beauftragten über den Einsatz
der beabsichtigten pyrotechnischen
Effekte zu unterrichten, insbesondere
über Abbrennort, Zeitpunkt und über die
zu erwartenden Gefahren (z.B. Blendung,
Feuer, Rauch, Knall).

Gefährdungen im Umgang mit pyrotech-
nischen Effekten können minimiert wer-
den, z.B. durch ausreichende Proben,
Gewöhnung an den Effekt, geeignete
Darsteller/Mitwirkende.
Gefährliche Szenen sind erforderlichenfalls
zunächst ohne Einsatz von Pyrotechnik
oder mit Effekten geringerer Wirkung
mehrfach zu proben.
Müssen Mitwirkende aus szenischen
Gründen ausnahmsweise die pyrotech-
nischen Gegenstände bzw. Abbrennvor-
richtungen selbst handhaben oder wer-
den Gegenstände an der Kleidung von
Mitwirkenden befestigt, sind besondere
Schutzmaßnahmen zu treffen, z.B. Feuer
hemmende Kleidung, Schutzhandschuhe,
Augenschutz und Aufsicht durch unter-
wiesenes Rettungspersonal mit entsprech-
enden Rettungsmitteln.
Zur Vermeidung unkontrollierter Staub-
entzündungen ist in regelmäßigen Zeit-
abständen eine Nassreinigung des
Sicherheitsbereiches (erweiterter Gefahr-
bereich, siehe Anhang V) vorzunehmen.
Die verwendeten Vorrichtungen und
Requisiten sind nach jeder Verwendung
zu reinigen. Unverbrannte Ablagerungen
sind zu beseitigen.
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3.5 Regieanweisungen
In Regieanweisungen wird der Ablauf
unter künstlerischen Aspekten festgelegt.
Alle Schutzmaßnahmen, die sich aus der
Gefährdungsbeurteilung ergeben, sind 
in den Regieanweisungen zu berücksich-
tigen. Grundlage für Schutzmaßnahmen
kann die Dokumentation nach § 6 ArbSchG
sein.

3.6 Erste Hilfe
Nach § 2 UVV „Erste Hilfe“ (GUV-V A 5,
bisher GUV 0.3) ist der Unternehmer
verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur
Ersten Hilfe und zur Rettung aus Gefahr
für Leben und Gesundheit zu treffen.
In Veranstaltungs- und Produktionsstätten
sind die Erste-Hilfe-Vorkehrungen auch
auf Verletzungen durch pyrotechnische
Effekte auszurichten (Verbrennungen).
Während des Betriebes ist das erforder-
liche Erste-Hilfe-Material gemäß § 5 der
UVV „Erste Hilfe“ (GUV-V A 5, bisher
GUV 0.3) bereitzuhalten, insbesondere
für Verbrennungen geeignetes Verbands-
material.

3.7 Anzeigepflicht
In Versammlungsstätten ist jede feuerge-
fährliche Handlung der zuständigen Be-
hörde (vgl. 3.8.1) gemäß § 23 Absatz 4. 1
SprengV mindestens 14 Tage vorher
anzuzeigen und von dieser genehmigen
zu lassen. Künstlerische Forderungen
hinsichtlich pyrotechnischer Effekte dür-
fen nicht realisiert werden, wenn die ver-
antwortliche Person aus sicherheitstech-
nischen Gründen gegen sie Einwendungen
erhebt. Nach § 26 SprengG besteht für
den Unternehmer und für jede verantwort-
liche Person die Verpflichtung, einen
Unfall auch dem zuständigen Unfallver-
sicherungsträger zu melden.

3.8 Erlaubnis und Befähigungsschein

3.8.1 Erlaubnis
Nach § 7 Sprengstoffgesetz (SprengG) be-
darf der Unternehmer der Erlaubnis zum
Umgang und Verkehr mit explosionsgefähr-
lichen Stoffen (pyrotechnische Effekte)
und zur Beförderung dieser Stoffe von der
zuständigen Behörde. Die Landesregie-
rungen oder die von ihnen benannten
Stellen bestimmen die zuständige Behör-
de, z.B. Gewerbeaufsichtsämter oder
Ämter für Arbeitsschutz. Auskünfte über
die jeweils zuständige Behörde erteilt die
Bundesanstalt für Materialforschung und
-prüfung (BAM) in 12205 Berlin.
Die Erlaubnis nach § 7 SprengG kann nur
dem erteilt werden, der gewerbsmäßig
selbstständig im Rahmen einer wirtschaft-
lichen Unternehmung oder bei der Be-
schäftigung von Arbeitnehmern eine der
oben genannten Tätigkeiten ausüben will.
Entscheidend ist das Merkmal der Selbst-
ständigkeit.
Wer z.B. pyrotechnische Sätze und Gegen-
stände der Klasse T2 kaufen will, benötigt
einen Erlaubnisschein. Jede Erlaubnis
kann räumlich, zeitlich und inhaltlich
begrenzt werden.
13
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Um die Erlaubnis zu erhalten, müssen
folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

■ Nachweis der Zuverlässigkeit durch
eine Unbedenklichkeitsbescheinigung,

■ Nachweis der Fachkunde z.B. durch
eine bestandene Prüfung vor der ent-
sprechenden Behörde bzw. die erfolg-
reiche Teilnahme an einem staatlichen
oder staatlich anerkannten Lehrgang,

■ körperliche Eignung,
■ Erreichen des 21. Lebensjahres.

Eine Erlaubnis erhält auch derjenige, der
keine Fachkunde besitzt, aber Personen
mit Fachkunde beschäftigt.

3.8.2 Befähigungsschein
Wer bei einem Erlaubnisinhaber nach 
§ 7 SprengG beschäftigt ist und den Um-
gang mit pyrotechnischen Sätzen und
Gegenständen selbst ausübt, bedarf nicht
der Erlaubnis, sondern eines Befähigungs-
scheines nach § 20 SprengG. Der Befähi-
gungsschein kann bei der zuständigen
Behörde erworben werden. Für die Aus-
übung der Tätigkeit ist der Besitz des Be-
fähigungsscheines maßgebend.
14
Der Befähigungsschein nach § 20 SprengG
ist eine Bescheinigung der persönlichen
und fachlichen Qualifikation. Die Voraus-
setzung für den Erwerb des Befähigungs-
scheines ist im Wesentlichen dieselbe 
wie für die Erteilung der Erlaubnis nach
§ 7 SprengG. Der Erlaubnisinhaber ist
nach § 21 (2) SprengG verpflichtet, nur
Befähigungsscheininhaber zur verant-
wortlichen Person zu bestellen.
Der Befähigungsschein wird in der Regel
auf fünf Jahre befristet. Vor Ablauf der
Frist (ca. drei Monate vorher) muss eine
erneute Prüfung erfolgen.
Ein Befähigungsschein nach § 20 SprengG
ermächtigt nicht zum Einkauf von T2-Arti-
keln, wohl aber zu deren Verwendung.
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4 Einrichtungen

4.1 Vorbereitungsräume
Nach § 24 SprengG sind u.a. Schutzmaß-
nahmen bei dem Umgang mit explosions-
gefährlichen Stoffen zu treffen. Vorberei-
tende Arbeiten (vgl. 6.3), die aus Sicher-
heitsgründen nicht am Abbrennort
durchgeführt werden können, sind des-
halb in einem hierfür bestimmten Vorbe-
reitungsraum durchzuführen. Dieser ist
vom Unternehmer zur Verfügung zu stellen

Im Vorbereitungsraum sollen ein leicht 
zu reinigender Arbeitstisch, Arbeitsstuhl
und Abstellflächen vorhanden sein. Zur
Vermeidung von Ablagerungen im Vorbe-
reitungsraum ist es erforderlich, dass alle
Oberflächen durch feuchtes Aufwischen
gereinigt werden können. Teppichböden
im Vorbereitungsraum sind ungeeignet.
Andere Tätigkeiten dürfen während der
Vorbereitungszeit dort nicht ausgeübt
werden.
Nach § 4 UVV „Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzkennzeichnung am Arbeits-
platz“ (GUV-V A 8, bisher GUV 0.7) sind
Vorbereitungsräume durch den Unter-
nehmer zu kennzeichnen. Das Zutritts-
verbot ist mittels Verbotszeichen P 06
nach Anlage 2 UVV GUV-V A 8, bisher
GUV 0.7 zu verdeutlichen. Der Zutritt für
unbefugte Dritte ist gemäß § 37 UVV
„Allgemeine Vorschriften“ (GUV-V A 1,
bisher GUV 0.1) zu untersagen.
.

4.2 Aufbewahrungsräume
Die Anforderungen an die Aufbewahrung
kleiner Mengen von Explosivstoffen rich-
tet sich nach Nr. 4.1 des Anhanges zur
2. SprengV. Ergänzende Angaben finden
sich in der Sprengstofflagerrichtlinie 410.
„Kleine Mengen“ sind in Anlagen 6 und
6a zum Anhang 2. SprengV festgelegt
(siehe hierzu Anhang VI). Pyrotechnische
Gegenstände in kleinen Mengen dürfen
nur in einem geeigneten Raum aufbewahrt
werden. Der Raum (Aufbewahrungsraum)
ist in Feuer hemmender Bauart entspre-
chend der jeweiligen baurechtlichen
Regelungen der Länder auszuführen 
und gegen Diebstahl und unbefugte
Entnahme zu sichern (z.B. abschließbarer
Blech- oder Holzschrank).

4.3 Arbeitsmittel
Damit Gefahren durch unbeabsichtigtes
Anzünden von pyrotechnischen Gegen-
ständen vermieden werden, ist der Ge-
brauch von Funken bildenden Arbeitsmit-
teln auszuschließen (siehe Abschn. 7.6;
UVV „Explosivstoffe – Allgemeine Vor-
schriften“ BGV B 5; DIN EN 1127-1
10/1997 „Explosionsfähige Atmosphären
– Explosionsschutz – Teil 1, Anhang A).

Einrichtungen mit betriebsmäßig heißen
Oberflächen (z.B. Heizgeräte) dürfen
nicht verwendet werden.
Lötkolben sind nur für unumgängliche Ar-
beiten zulässig, wenn ein ausreichender
Abstand zu pyrotechnischen Sätzen und
Gegenständen gewährleistet ist.
15
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4.4 Feuerlöscheinrichtungen
Nach § 43 UVV „Allgemeine Vorschriften“
(GUV-V A 1, bisher GUV 0.1) sind Maßnah-
men gegen Entstehungsbrände zu treffen.
Vor dem Zugang zum Arbeitsraum sowie
im Arbeitsraum selbst sind mindestens je
ein geeigneter Löscher gut erreichbar zu
installieren.
Zur wirksamen Bekämpfung von Bränden
müssen am Einsatzort pyrotechnischer
Effekte geeignete Feuerlöschmittel ge-
brauchsfertig gehalten werden.
Für den Brandfall ist ein Alarmplan aufzu-
stellen. Eine Brandschutzordnung, die
einen Alarmplan enthält, ist ausreichend.
Der Alarmplan dient als Grundlage für die
regelmäßig durchzuführenden Unter-
weisungen. Dieser ist mit der Feuerwehr
abzustimmen.

4.5 Kennzeichnung
Gemäß § 4 UVV „Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzkennzeichnung am Arbeits-
platz“ (GUV-V A 8, bisher GUV 0.7)
müssen Vorbereitungs- und Aufbewah-
rungsräume sowie der Gefahrbereich mit
dem Verbotszeichen P 01 „Rauchverbot“
und P 02 „Feuer, offenes Licht und
Rauchen verboten“ nach Anlage 2
gekennzeichnet werden (siehe auch
Zutrittsverbot nach 4.1).

5 Persönliche
Schutzausrüstung

Gemäß § 4 UVV „Allgemeine Vorschriften“
(GUV-V A 1. bisher GUV 0.1) muss der Un-
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ternehmer geeignete persönliche Schutz-
ausrüstung zur Verfügung stellen, soweit
durch technisch/organisatorische
Maßnahmen die Gefährdung nicht aus-
geschlossen werden kann. Sofern die
Benutzung der persönlichen Schutzaus-
rüstung als erforderliche Schutzmaßnah-
me festgelegt wurde, darf erst ange-
zündet werden, wenn sich die verant-
wortliche Person von der Anwendung
dieser Schutzmaßnahme überzeugt hat
(vgl. UVV „Allgemeine Vorschriften“, 
GUV-V A 1, bisher GUV 0.1). Je nach
Gefährdung sind folgende persönliche
Schutzausrüstungen zur Verfügung zu
stellen:

■ Augen- oder Gesichtsschutz
(Schutzbrille),

■ Atemschutz, wenn reizende Gase,
Dämpfe, Nebel oder Stäube auftreten,

■ Körperschutz, z.B. Feuer hemmende
Kleidung, geeignete Handschuhe und
Schutzwesten gegen Stich- oder
Schnittverletzungen,

■ Gehörschutz,
■ Schutzhelm.

6 Arbeiten

Nach § 24 SprengG „Schutzvorschriften“
haben verantwortliche Personen beim
Umgang und dem Verkehr mit explosions-
gefährlichen Stoffen sowie bei der Beför-
derung dieser Stoffe Beschäftigte und
Dritte vor Gefahren für Leben, Gesundheit
und Sachgütern zu schützen. Sie haben
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hierbei die allgemein anerkannten Regeln
der Sicherheitstechnik anzuwenden.
Im Nachfolgenden werden mögliche
Maßnahmen aufgezeigt, wie beispiels-
weise die Schutzvorschriften erreicht
werden können.

6.1 Voraussetzungen
Bedingt durch die besonderen Arbeitsab-
läufe in Veranstaltungs- und Produktions-
stätten lässt sich ein ausreichendes Sicher-
heitsniveau häufig nicht allein durch tech-
nische Maßnahmen erreichen. Deshalb 
ist es erforderlich, dass sich die verant-
wortlichen Personen in hohem Maße sach-
gerecht, aufmerksam und mit größter
Sorgfalt und Umsicht verhalten.

Wesentlich für ein sicheres Arbeiten ist
auch die Ordnung am Arbeitsplatz. Ins-
besondere dürfen keine Gegenstände
und Materialien herumstehen bzw.
herumliegen, die nicht für die Arbeit
erforderlich sind.
Gemäß §§ 24, 30 UVV „Allgemeine Vor-
schriften“ (GUV-V A 1, bisher GUV 0.1)
dürfen Verkehrs- und Rettungswege nicht
eingeengt werden und müssen stets frei
gehalten werden.
Feuerlöscheinrichtungen und sonstige
sicherheitstechnische Einrichtungen dür-
fen nicht verstellt werden und sind funk-
tionsbereit zu halten (siehe § 43 Absatz 4
GUV-V A 1, bisher GUV 0.1).
Um die mittelbare Aufnahme von gesund-
heitsgefährdenden Stoffen zu vermeiden,
sind hygienische Maßnahmen erforder-
lich. Eine mittelbare Aufnahme ist z.B.
17

möglich durch mangelhafte Sauberkeit
am Arbeitsplatz und die unsachgemäße
Handhabung verschmutzter Arbeitsklei-
dung und persönlicher Schutzausrüstung.
Vor Pausen und nach der Arbeit sind an-
gemessene Hautreinigungs- und Haut-
schutzmaßnahmen durchzuführen.

In den Arbeitsräumen, in denen mit pyro-
technischen Sätzen und Gegenständen
umgegangen wird, dürfen keine Nahrungs-
und Genussmittel aufbewahrt und einge-
nommen werden (siehe auch Merkblätter
BGI 566 und BGI 642 der BG Chemie).

6.2 Zugelassene pyrotechnische
Gegenstände

Pyrotechnische Gegenstände und Anzünd-
mittel für pyrotechnische Effekte in Ver-
anstaltungs- und Produktionsstätten fal-
len unter den Anwendungsbereich des
SprengG. Nach § 5 SprengG und § 28 UVV
„Veranstaltungs- und Produktionsstätten
für szenische Darstellung“ (GUV-V C 1,
bisher GUV 6.15) dürfen nur von der Bun-
desanstalt für Materialforschung und -prü-
fung (BAM) geprüfte und zugelassene
pyrotechnische Gegenstände und
Anzündmittel verwendet werden. Nach
ihrer Gefährlichkeit oder Verwendungs-
zweck sind pyrotechnische Gegenstände
in § 6 1. SprengV in folgende Klassen
unterteilt (vgl. Tabelle auf Seite 19):

Klasse I Kleinstfeuerwerk
Klasse II Kleinfeuerwerk
Klasse III Mittelfeuerwerk
Klasse IV Großfeuerwerk
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Klasse T Pyrotechnische Gegenstände
für technische Zwecke. Nach
ihrer Gefährlichkeit sind
diese in die Klassen T1 und
T2 eingeteilt.

6.3 Arbeiten im Vorbereitungsraum
Folgende vorbereitende Arbeiten mit klei-
nen Mengen (siehe Anhang VI) sind
zulässig:

■ Zuschneiden von Anzündschnüren,
Anzündlitzen und Stoppinenstücken,

■ Einfüllen oder Herrichten zugelassener
Gegenstände in oder auf Abbrennvor-
richtungen gemäß Gebrauchs-
anweisung,

■ Abwiegen und Portionieren,
■ Anbringen zugelassener elektrischer

pyrotechnischer Anzünder,
■ Anbringen pyrotechnischer

Anzündmittel, z.B. Stoppinen und
Anzündlitzen,

■ Trocknen von Nitrocelluloseprodukten,
z.B. Pyrowatte auf einem Holzrahmen
(siehe 7.6).

Lötarbeiten sind ausnahmsweise zulässig
beim Anschluss von Drähten an elektri-
schen pyrotechnischen Anzündern, wenn
die Anzünder außer der Zündpille keine
explosionsgefährlichen Stoffe enthalten.
Bei unbeabsichtigter Anzündung darf
keine Gefährdung eintreten. Dies wird
z.B. dadurch erreicht, dass anzündfähiges
Material außerhalb des Raumes, in aus-
reichendem Abstand oder geschlossenen
Behältnissen aufbewahrt wird. Bei Löt-
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arbeiten ist Augenschutz zu benutzen. 
Es dürfen nicht mehr als zwei Personen
gleichzeitig anwesend sein.
Im Vorbereitungsraum dürfen nur so viel
pyrotechnische Gegenstände und Sätze
bereitgehalten werden, wie es der Fort-
gang der Arbeiten erfordert, jedoch nicht
mehr als 1000 g netto (siehe auch 
Anhang VI).

6.4 Montagearbeiten
Montagearbeiten dürfen nur von der ver-
antwortlichen Person durchgeführt wer-
den, die die pyrotechnischen Gegenstän-
de für die Verwendung vorbereitet hat
oder von Personen, die unter ihrer Leitung
und Aufsicht stehen. Nach Möglichkeit
sind die pyrotechnischen Gegenstände
und Sätze unmittelbar vor dem Abbrennen
zu montieren. Transportable Requisiten
und Dekorationsteile sollen im Vorberei-
tungsraum präpariert werden. Am Verwen-
dungsort dürfen nur verwendungsfertige
pyrotechnische Gegenstände montiert
werden. Der Transport von verwendungs-
fertigen pyrotechnischen Gegenständen
vom Vorbereitungs- zum Montageort ist
in geschlossenen Behältnissen (z.B. Holz-
kiste mit Klappdeckel) durchzuführen. 
Mit pyrotechnischen Gegenständen prä-
parierte Einrichtungen (z.B. Dekorations-
teile, Requisiten) sind während des
Transportes so abzudecken, dass keine
unbeabsichtigte Anzündung erfolgen
kann.
Pyrotechnische Gegenstände und Sätze
dürfen nur an Stellen montiert werden,
die im Sicherheitsbericht, im Drehbuch,



Einteilung

Klasse Bezeichnung

Einteilung

I. Kleinstfeuerwerk

II. Kleinfeuerwerk

III. Mittelfeuerwerk

IV. Großfeuerwerk

Für technische Zwecke

T Pyrotechnische Sätze
und Gegenstände für
technische Zwecke.
Nach ihrer Gefährlichkeit
sind diese in die Unter-
klasse T1 und T2 eingeteilt

T1
T25)

Verwendungsbedingungen

Erlaub- Befähi- Beschränkungen Mindestalter
nis gung1) des Verwenders

frei frei keine –

frei nein Verwendung nur 18 Jahre
31.12. – 01.01.
zugelassen2)

ja nein anzeigepflichtig 21 Jahre

ja ja anzeigepflichtig 21 Jahre

frei nein keine3) 18 Jahre4)

ja ja keine 21 Jahre

1) Fachkundenachweis erforderlich

2) Siehe Ausnahme nach § 23, 1. SprengV

3) Sofern für den vorgesehenen Zweck 
verwendet

4) Ab 14 Jahre für Lehr- und Sportzwecke unter
Aufsicht des Sorgeberechtigten

5) Erlaubnisfrei sind pyrotechnische Signal- und
Rettungsmittel für bestimmte im Rahmen ihrer
Ausbildung unterwiesene Personenkreise

Pyrotechnische Sätze und Gegenstände
Szeneriebuch oder nach Regieanweisung
schriftlich festgelegt und unter den Be-
teiligten eindeutig abgesprochen sind.
Zur Vermeidung unbeabsichtigter Anzün-
dungen müssen Anzündleitungen und
deren Verbundstellen durchgängig wirk-
sam isoliert sein.
Werden elektrische Anzündkreise geprüft,
so ist dies nach Abschluss der Montage-
arbeiten vorzunehmen. Dabei dürfen sich
keine Personen im Gefahrbereich befin-
den (Definition siehe Anhang V).

6.5 Anzünden und Abbrennen
Die Anzündung darf nur durch die verant-
wortliche Person (Pyrotechniker) selbst
oder unter deren unmittelbarer Aufsicht
erfolgen. Vom Anzündort aus muss freie
Sicht auf den Abbrennort und den
Gefahrbereich bestehen.
Für die Anzündung pyrotechnischer Sätze
und Gegenstände sind dafür vorgesehene
elektrische Anzünder zu verwenden. In be-
gründeten Fällen kann hiervon abgewichen
werden. Flammenanzündung darf nur in
Ausnahmefällen angewendet werden.
Statt Streichhölzern etc. sind Feuerzeuge
(selbstlöschend) einzusetzen.
Für die elektrische Anzündung dürfen nur
geeignete Anzündgeräte verwendet wer-
den, die den elektrotechnischen Regeln
entsprechen (siehe UVV „Elektrische An-
19



GUV-I 812
lagen und Betriebsmittel“, GUV-V A 2,
bisher GUV 2.10, und GUV-Information
„Arbeitssicherheit in Veranstaltungs- und
Produktionsstätten für szenische
Darstellung, Mehrzweckhallen und
Theater“, GUV-I 810, bisher GUV 26.21).
Die Anzündung durch Anschluss an sons-
tige Stromquellen, z.B. durch direkten
Netzanschluss, ist verboten. Für den
Zündkreis der Anzündgeräte muss Schutz-
kleinspannung die Regel sein.
Eine unbefugte und unbeabsichtigte Aus-
lösung muss ausgeschlossen sein. Dies
wird erreicht durch Einsatz eines Schlüssel-
schalters. Die Anzündung selbst erfolgt
über zwei Schaltelemente, wovon min-
destens eines ein Taster sein muss.

Wird der Zündkreis elektrisch geprüft, darf
der maximale Prüfstrom 25 mA nicht über-
schreiten. Anzündleitungen und Anzünd-
geräte müssen beim Anschließen von
pyrotechnischen Gegenständen sichtbar
getrennt sein.
Das „Scharfschalten“ des Anzündgerätes
darf erst kurz vor der Anzündung erfolgen.
Die Anzündung darf nur ausgelöst werden,
wenn am Abbrennort die erprobten und
festgelegten und mit den Beteiligten abge-
sprochenen Bedingungen erfüllt sind.

6.6 Pyrotechnische Versager
Treten Versager auf, darf nur dann erneut
gezündet werden, wenn die verantwort-
liche Person sicher ist, dass hierdurch
keine Gefährdung entsteht. Bei Flammen-
20
anzündung darf nicht erneut gezündet
werden. Versager sind nach angemes-
sener Wartezeit vom Pyrotechniker unter
Benutzung von persönlicher Schutzaus-
rüstung (z.B. Gesichtsschutz, Handschutz)
zu beseitigen.
Einzelstücke können in spülmittelhaltigem
Wasser eingeweicht und im nassen Zu-
stand entsorgt werden. Größere Stückzah-
len sind an den Hersteller oder Vertreiber
zurückzugeben. Das Zerlegen (Delaborie-
ren) pyrotechnischer Gegenstände ist
verboten.

6.7 Erprobung
Gemäß § 22 (4) 1. SprengV sind pyrotech-
nische Gegenstände und Sätze sowie
neue Effekte vor dem ersten Einsatz an
sicherer Stelle, erforderlichenfalls im
Freien, mehrfach auf gleichmäßige Wir-
kung zu erproben. Sie können durch Her-
stellertoleranzen, ungeeignete Lagerung
und Fertigungsfehler unvorhergesehene
Wirkung haben.
Der Einsatz in Veranstaltungs- und Pro-
duktionsstätten darf erst erfolgen, wenn
die Erprobung keine Gefährdung von Per-
sonen (z.B. durch Knall, Druck, Blitz) oder
Einrichtungen (z.B. durch Entzündung,
ungewollte Zerstörung, Umsturz) erwar-
ten lässt.
Insbesondere sind beim Einsatz in ge-
schlossenen Räumen die Gefährdungen
durch Rauchentwicklung zu minimieren
(z.B. durch Anzahl und Auswahl der
Produkte).
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6.8 Aufbewahrung
Anzündmittel (z.B. elektrische Anzünder
oder Anzündhölzer) dürfen nicht zusam-
men mit pyrotechnischen Gegenständen
und Sätzen oder sonstigen pyrotechni-
schen Stoffen aufbewahrt werden (siehe
§ 6 2. SprengV).
Anzündmittel sollten in Blechschachteln
aufbewahrt werden, um Funkenüberschlag
zu vermeiden.

6.9 Unzulässige Arbeiten
Unzulässig sind alle Arbeiten mit dem Ziel,
die Wirkung zugelassener pyrotechnischer
Sätze und Gegenstände zu verändern oder
pyrotechnische Sätze und Gegenstände
herzustellen.

Insbesondere verboten sind:
■ Herstellen von pyrotechnischen Sätzen

mit Ausnahme zugelassener Systeme
(Mehrkomponenten), 

■ Bearbeiten der pyrotechnischen Sätze
durch Pressen, Schlagen, Schmelzen,
Granulieren, Anteigen u. Ä.,

■ Verwenden von pyrotechnischen Stof-
fen in Abbrennvorrichtungen unter
Einschluss (Verdämmung), 

■ Bearbeiten von pyrotechnischen Ge-
genständen zum Zwecke der Verän-
derung ihrer Wirkung, 

■ konstruktive Veränderung pyrotechni-
scher Gegenstände (Wiedergewinnung
der Inhaltsstoffe).

6.10 Vorbeugender Brandschutz
Von Beginn der Montagearbeiten bis zum
vollständigen Abbrennen sind geeignete
Feuerlöschmittel in ausreichender Menge
bereitzuhalten.
Erforderlichenfalls ist eine Brandsicher-
heitswache aufzustellen.
Beim Einbau von pyrotechnischen Sätzen
und Gegenständen muss das die Einbau-
stelle umgebende Material mindestens
schwer entflammbar, möglichst nicht
brennbar sein.
Von den Maßnahmen des vorbeugenden
Brandschutzes hat sich die verantwortliche
Person zu überzeugen. Sind die Brand-
schutzbedingungen nicht erfüllt, darf nicht
eingebaut oder angezündet werden.

7 Besondere pyrotechnische
Effekte und Mittel

7.1 Pyrotechnische Rauch- und
Nebelmittel

Die meisten pyrotechnischen Rauche sind
für die Verwendung in Innenräumen unge-
eignet. Soweit szenisch erforderlich, dür-
fen speziell für Innenräume vorgesehene
Rauchmittel, jedoch nur eine der Raum-
größe angemessene Menge, verwendet
werden. Militärische und toxische Rauch-
mittel sind verboten. Die meisten farbigen
und schwarzen Rauchmittel sind toxisch.

Rauch- und Nebelmittel müssen offen,
ohne Druckaufbau, in Schutzbehältern,
vorzugsweise aus Metall, so abgebrannt
werden, dass Glut, Hitze, Funken- und
Feuerentwicklung auf die Umgebung nicht
einwirken können. Fest umhüllte Gegen-
stände mit Rauchsatz sollen während des
21
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Abbrennens nicht direkt in der Hand gehal-
ten werden, sondern sind z.B. in offenen
Pfannen oder an langen Stöcken abzu-
brennen.
Auf Grund der besonderen Gefährdung
durch pyrotechnische Rauch- und Nebel-
mittel sind geeignete Schutzmaßnahmen
zu treffen. Als Schutzmaßnahmen gelten
z.B. spezielle Be- und Entlüftung, ent-
Bild 3 „Fontäne“
sprechender Abstand und sehr kurze Ver-
weildauer von Personen.
Bestimmungen, betreffend das In-Verkehr-
Bringen und den Umgang mit gefährlichen
Stoffen, enthält die Verordnung über ge-
fährliche Stoffe (Gefahrstoffverordnung –
GefStoffV).
Die Produktinformation des Herstellers
(ggf. Sicherheitsdatenblatt) ist zu beachten.
Aus der Produktinformation muss ersicht-
lich sein, welche Mengen in welchen Raum-
größen als unbedenklich anzusehen sind.

7.2 Bengalmittel
Bengalmittel sind gemäß ihrer Zulassung
nur im Freien einzusetzen.
Bengalmittel sind in Schutzbehältern ana-
log zu Rauchmitteln abzubrennen.
Müssen Mitwirkende aus szenischen Grün-
den bengalische Fackeln in der Hand tra-
gen, muss vorher in ausreichender Anzahl
die einwandfreie Funktion erprobt worden
sein (siehe auch 7.6). Handschutz ist ggf.
zu benutzen. Die Alternative zum Einsatz
in Innenräumen ist das dafür zugelassene
Theaterfeuer.

7.3 Theaterblitze
Theaterblitze sind vorwiegend in offenen
Schutzbehältern ohne Druckaufbau abzu-
brennen. Die Funkenwirkung ist zu berück-
sichtigen und gefährlicher Druckaufbau zu
verhindern. Um Augenverblitzung zu
verhindern, ist die Anzahl und Größe der
Theaterblitze zu begrenzen.
Theaterblitze mit Funkenwirkung sind wie
Funken sprühende Effekte (siehe 7.5) zu
handhaben.
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7.4 Knallkörper und Gegenstände mit
explosionsartiger Wirkung

Knallkörper sind möglichst elektrisch an-
zuzünden. Zur Vermeidung von Gehör-
schäden sind die Abstände zu Personen
entsprechend groß festzulegen oder die
Menge zu begrenzen und ggf. Gehörschutz
zu benutzen.
Besteht die Möglichkeit der Funkenwir-
kung oder des Wegfliegens glühender/
glimmender Teile oder gefährlicher Wurf-
stücke, so sind Schutzmaßnahmen zu
ergreifen.
Die Verwendung von Knallkörpern mit
Metallteilen oder Splitterwirkung in der
Nähe von Personen oder an deren Körpern
ist nicht zulässig.
Die Verwendung von Knallkörpern zur Zer-
störung von splitternden Gegenständen,
z.B. Glas-, Keramik- oder Metallgegen-
ständen ist nur zulässig, wenn eine Gefähr-
dung von Personen ausgeschlossen ist.

7.5 Funken sprühende Effekte
An Funken sprühenden Effektmitteln 
kann durch Materialfehler ungewollt
hoher Druck aufgebaut werden, der zur
Explosion, Aussprühen in falsche Richtung
oder unvorhergesehener Ausstoßweite
führen kann. Sie sind daher so anzu-
bringen, dass sie auch beim Auftreten
eines Fehlers nicht zu einer Gefährdung
führen können. Bei der Verwendung
Funken sprühender Effekte ist darauf zu
achten, dass in der Nähe angebrachte
weitere Effektmittel durch Funken nicht
ungewollt gezündet werden können.
7.6 Nitrocellulose
Nitrocellulose ist ein Salpetersäureester
der Cellulose, der unter verschiedenen
Namen im Handel erhältlich ist, z.B. als
Pyrowatte, Cellulosenitrat, Pyropapier.
Bezüglich des Stickstoffgehaltes wird
folgendermaßen unterschieden:
– hoch nitrierte Nitrocellulose, sog.

Schießbaumwolle, mit einem Stickstoff-
gehalt >12,6 % wird z.B. zur Herstellung
von Treibladungspulver verwendet;

– niedrig nitrierte Nitrocellulose, sog.
technische Nitrocellulose, mit einem
Stickstoffgehalt < 12,6 %, die im
Veranstaltungsbereich als Effektmittel
eingesetzt wird.

In der Regel wird Nitrocellulose mit min-
destens 25 % Wasser angefeuchtet.
Nicht ausreichend angefeuchtete Nitro-
cellulose ist ein hoch feuergefährlicher,
sehr schlag- und reibungsempfindlicher
Explosivstoff.
Nitrocellulose kann durch Reibungswärme
leicht entzündet werden. Daher ist jede
Beanspruchung durch Schlag oder Rei-
bung zu vermeiden. Die Benutzung von
Werkzeugen, die zur Funkenbildung
Anlass geben können, ist wegen der damit
verbundenen Zündgefahr nicht gestattet.
Geeignet sind Werkzeuge aus weichen,
nicht Funken reißenden, leitenden Mate-
rialien wie Bronze. Zur Vermeidung von
elektrostatischer Aufladung müssen Werk-
zeuge, Kleidung und Schuhe eine ausrei-
chende Leitfähigkeit besitzen.
Nitrocellulose selbst ist nicht gesundheits-
gefährlich.
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Bei einer unvollständigen Verbrennung,
z.B. durch mangelhafte Trocknung, kön-
nen gesundheitsschädliche Verbrennungs-
produkte entstehen.
Nitrocellulose darf nicht mit Stoffen in Be-
rührung kommen, die zu einer Reaktion
oder einer Zersetzung führen können.
Solche Stoffe sind z.B. Alkalien, Amine,
Säuren oder oxidierend wirkende Stoffe.

Am Arbeitsplatz darf Nitrocellulose nur in
Mengen vorhanden sein, die für den Fort-
gang der Arbeit erforderlich sind.
Raumheizungen in Arbeitsräumen sind so
zu gestalten, dass die Stoffe keine Tem-
peraturen annehmen, die zu gefährlichen
Reaktionen führen können. Die Oberflä-
chentemperatur von Heizflächen und Heiz-
leitungen darf 120 °C nicht überschreiten.

Nitrocellulose ist dicht verschlossen und
möglichst kühl zu lagern. Die Lagerung
getrockneter Nitrocellulose ist unzulässig.
Bei der Lagerung von angefeuchteter
Nitrocellulose ist unbedingt darauf zu
achten, dass der Gesamtanfeuchtungs-
grad im Packmittel erhalten bleibt, da die
Nitrocellulose mit zunehmender Austrock-
nung immer empfindlicher gegen Schlag
und Reibung wird und Sprengstoffeigen-
schaften annimmt. Eine Zusammenlage-
rung von Nitrocellulose mit anderen Stof-
fen ist nicht gestattet, wenn durch die
Zusammenlagerung eine Gefahrenerhö-
hung eintreten kann. Dies ist bei der Zusam-
menlagerung mit pyrotechnischen Sätzen
und Gegenständen der Fall. Nitrocellulose-
Gebinde dürfen nicht direkter Sonnenein-
strahlung ausgesetzt werden.
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Für die Verwendung im Veranstaltungs-
bereich müssen die Nitrocellulose-Produk-
te gründlich getrocknet werden. Die Trock-
nung erfolgt ohne Zuhilfenahme von
Heizgeräten (nicht auf Heizkörper, keinen
Föhn!). Nitrocellulose sollte immer nur in
geeigneter Menge getrocknet werden, z.B.
auf einem Holzrahmen.
Um die Gefährdung zu minimieren, sollte
die Menge bei einem Trocknungsvorgang
wie folgt begrenzt werden:
Pyrowatte, maximal 50 g 
Pyropapier, maximal 100 g 
Pyroschnur, maximal 100 g
Die getrocknete Nitrocellulose sollte un-
mittelbar nach dem Trocknungsvorgang
verbraucht werden.
Die getrocknete Nitrocellulose muss bis
zum Einbringen in ihre Abschussvorrich-
tungen in geeigneten dichten Behältern,
z.B. starkwandigen Pappschachteln mit
Stülpdeckeln aufbewahrt und transpor-
tiert werden.
Der Behälter ist mit dem Gefahrensymbol
„Explosionsgefährlich“ zu versehen.
(Siehe auch Merkblätter „Nitrocellulose“
BGI 642 und BGI 56 der BG „Chemie“.)

7.7 Offen brennende Anzündschnüre 
(Stoppine, Anzündlitze u.Ä.)

Offen brennende Anzündschnüre müssen
bis zu ihrer Anbringung an der Verwen-
dungsstelle in starkwandigen Pappschach-
teln mit Stülpdeckel aufbewahrt und trans-
portiert werden.
Bei der Verlegung ist auf Funkenwirkung
und lange Nachglimmzeiten zu achten.



Anhang I

Unfallverhütungsvorschrift
„Veranstaltungs- und Produktions-
stätten für szenische Darstellung“ 
(GUV-V C 1, bisher GUV 6.15), 
§ 28 Schusswaffen und Pyrotechnik

Schusswaffen und Pyrotechnik

§ 28 (1) Schusswaffen mit explosiven
Treibmitteln müssen bauartgeprüft und
zugelassen sein sowie die entspre-
chende Kennzeichnung aufweisen.
Schusswaffen mit einem Kaliber über
4 mm müssen zusätzlich beschossen
sein und ein gültiges Beschusszeichen
tragen. Es darf nur zulässige Kar-
tuschenmunition verwendet werden.

Zu § 28 Abs. 1:
Bauartprüfungen und Zulassungen wer-
den von der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) für erlaubnisfreie
Waffen durchgeführt. Beschuss und Er-
teilung von Beschusszeichen erfolgen
durch die Staatlichen Beschussämter.
Kartuschenmunition sind Hülsen mit
Ladungen, die ein Geschoss nicht
enthalten.

(2) Kann abweichend von Ab-
satz 1 Satz 3 bei Film- und Fernsehpro-
duktionen aus zwingend notwendigen
szenischen Gründen Kartuschenmuni-
tion nicht verwendet werden, dürfen
Schusswaffen nur an zugelassenen
Schießstätten unter Aufsicht eines
Sachverständigen für Waffenwesen 
zum Einsatz kommen.
Zu § 28 Abs. 2:
Hinsichtlich Schusswaffen und Schieß-
stätten siehe Waffengesetz und Verord-
nungen zum Waffengesetz.

(3) Pyrotechnische Gegenstände
und Sätze der Klassen I, II, III sowie T1
und T2 müssen geprüft und zugelassen
sein. Bei Verwendung pyrotechnischer
Gegenstände und Sätze zum Erzeugen
von Effekten hat der Unternehmer dafür
zu sorgen, dass die Sprengstoffrecht-
lichen Vorschriften eingehalten werden.

Zu § 28 Abs. 3:
Prüfungen und Zulassung erfolgen durch
die Bundesanstalt für Materialforschung
und -prüfung (BAM). Regelungen der EU
bleiben davon unberührt. Für die Produk-
tionen in Räumen sind nur zugelassene
pyrotechnische Gegenstände und Sätze
der Klassen I, II sowie T1 und T2 nach
Sprengstoffgesetz zulässig. Pyrotechni-
sche Gegenstände und Sätze dürfen nur
unter der Aufsicht eines Berechtigten im
Sinne des Sprengstoffgesetzes verwendet
werden. Ausgenommen davon sind
solche der Klassen I, II und T1.
Berechtigte sind nach § 19 Sprengstoff-
gesetz verantwortliche Personen, die eine
behördliche Erlaubnis nach § 7 oder einen
behördlichen Befähigungsschein nach § 20
dieses Gesetzes besitzen.
Zum Erwerb der Berechtigung gehört 
u.a. auch der Grundlehrgang für den
Umgang – ausgenommen das Herstellen
und das Wiedergewinnen – mit pyrotech-
nischen Gegenständen und pyrotech-
25
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Grundlehrgang für den Umgang – ausge-
nommen das Herstellen und Wiederge-
winnen – mit pyrotechnischen Gegen-
ständen und pyrotechnischen Sätzen in
Theatern oder vergleichbaren Einrichtun-
gen (nach § 32 [2] der 1. SprengV).
Zulassungsvoraussetzung ist die Mit-
wirkung an mindestens 15 verschieden-
artigen pyrotechnischen Effekten.

Lehrplan

Einführung
a) Organisatorisches
b) Geschichtliche Entwicklung –

Pyrotechnik als künstlerisches
Ausdrucksmittel

1 Pyrotechnische Sätze, Gegenstände
und Anzündmittel

1.1 Allgemeine Begriffsbestimmungen in 
der Pyrotechnik

1.2 Pyrotechnische Sätze, Aufbau, Wir-
kungsweise, Eigenschaften, die ge-
bräuchlichsten Satzarten

1.3 Pyrotechnische Gegenstände, Auf-
bau, Wirkungsweise, Verwendung, die
gebräuchlichsten pyrotechnischen Ge-
genstände, pyrotechnische Munition,
Kartuschenmunition, pyrotechnische
Gegenstände, die für die Verwendung
noch hergerichtet werden müssen

1.4 Pyrotechnische Anzündmittel, Auf-
bau, Wirkungsweise, Verwendung, die
gebräuchlichsten Arten sonstiger
Spezialzündungen

nischen Sätzen in Theatern oder ver-
gleichbaren Einrichtungen.
Für Produktionen im Freien sind grund-
sätzlich nur zugelassene pyrotechnische
Gegenstände und Sätze der Klassen I, II,
III sowie T1 und T2 zulässig. Pyrotech-
nische Gegenstände und Sätze der
Klassen III und T2 dürfen nur unter der
Aufsicht eines Berechtigten im Sinne des
Sprengstoffgesetzes verwendet werden.
Dies gilt auch für Gegenstände der Klasse
IV, die nicht der Zulassungspflicht
unterliegen.
Zum Erwerb der Berechtigung gehört u.a.
auch der Sonderlehrgang für den
Umgang – ausgenommen das Herstellen
und das Wiedergewinnen – mit
explosionsgefährlichen Stoffen in Film-
und Fernsehproduktionsstätten.
Die Verwendung pyrotechnischer Gegen-
stände für szenische Darstellung muss
mindestens zwei Wochen vorher schrift-
lich angezeigt werden und bedarf der
Genehmigung durch die nach Landes-
recht örtlich zuständige Behörde für den
Brandschutz und die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung; vgl. § 23 Abs. 4 und 5
der Ersten Verordnung zum Sprengstoff-
gesetz (1. SprengV).

Weitere berührte Rechtsnormen:
■ Gefahrgutverordnung (GGVS)
■ Gefahrgutverordnung Eisenbahn

(GGVE)
■ Strafgesetzbuch (Körperverletzung,

Tötung, Brandstiftung, Explosion)
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Auszüge aus dem Sprengstoffrecht
Übersicht über das Sprengstoffrecht 
und berührte Vorschriften

Anhang II

Grundsätze für
Lehrgänge

24 Lehrpläne

16 Anlagen

Sprengstofflager-
Richtlinien

3. SprengV 

Anzeige von
Sprengungen

Gebühren-
Verzeichnis

Beförderung 
NL

2. SprengV 
Aufbewahren,

Lagerung 

Anhang: Anlagen
- Lagergruppen
- Sicherheits-

abstände

Anlagen 6 und 6a:
- Aufbewahrung

kleiner Mengen

SprengKostV 5. SprengV Spreng LR 410

Aufbewahrung
kleiner Mengen

- gewerblich/ 
nicht gewerblich

- Pyrotechnik 
- Treibladungs-

und Böllerpulver
- Sicherheit gegen

Diebstahl und
Unfälle

Allgem. Verwal-
tungsvorschrift

SprengG

1. SprengV

Zulassungsverfahren,
Umgang, Beförde-

rung, Verkehr,
Fachkunde etc.

5 Anlagen

Sprengstoffgesetz

2 Anlagen

Ermächtigungen für
Innenminister/
Arbeitsminister

0 100 200 300 400

Reihen

Anhang III

■ Waffen- und Kriegswaffenkontrollgesetz
■ Versammlungsstätten-Verordnungen der

Länder
■ Regelungen der Unfallversicherungs-

träger
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2 Rechtsvorschriften

2.1 Rechtsvorschriften über das Bearbei-
ten, das Verarbeiten, das Aufbewah-
ren, das Vernichten sowie die Beför-
derung, das Erwerben sowie das
Überlassen und die Empfangnahme
von explosionsgefährlichen Stoffen
innerhalb der Betriebsstätten und an
Dritte außerhalb des Betriebes.

Insbesondere:
■ Zulassung
■ Erlaubnis
■ Befähigungsschein
■ Anzeigepflichten
■ Schutzvorschriften, Verbote
■ Lärmschutzvorschriften
■ Kennzeichnungs- und Verpackungs-

vorschriften
■ Aufbewahrungsvorschriften
■ Beförderungsvorschriften für Güter

der Klasse 1 bis max. 50 kg netto

2.2 Rechtsgrundlagen
■ Sprengstoffgesetz
■ Verordnungen zum Sprengstoffgesetz
■ Gefahrgutverordnung Straße und

andere Beförderungsvorschriften,
■ Waffengesetz und Dritte Verordnung

zum Waffengesetz
■ KWKG/Merkblätter über das

Unbrauchbarmachen von
Kriegswaffen

■ Strafgesetzbuch, fahrlässige Tötung
(§ 222), fahrlässige Körperverletzung
(§ 230), fahrlässige Brandstiftung
(§ 309), Herbeiführung einer
Sprengstoff-Explosion (§ 311)
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■ Bußgeldvorschriften (§ 41 SprengG,
§ 46 der 1. SprengV, § 7 der
2. SprengV, § 4 der 3. SprengV, 
§§ 9, 30, 36 und 130 OWiG

■ Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Sprengstoffgesetz

■ Versammlungsstätten-VO der Länder

3 Umgang mit zugelassenen pyrotech-
nischen Sätzen, Gegenständen,
Anzündmitteln und Schwarzpulver

■ Bearbeiten, Verarbeiten, Verwenden
–  Geeignete Räume, Feuerschutz-

und Löscheinrichtungen, Heizung
–  Geräte, Werkzeuge, Hilfsmittel,

Personenschutz
–  Arbeitsvorgänge, z.B. Mischen,

Trocknen, Laborieren und weitere
Fertigarbeiten, Experimentalvortrag

–  Satzmengen am Arbeitsplatz,
Abfälle

■ Vernichten
–  Art und Ort der Vernichtung
–  Mengenbeschränkung, Gefahren

■ Abstellen und Aufbewahren (Bei-
spiele aus der Praxis), Lager- und
Verträglichkeitsgruppen, Mengen,
Abstände, Kleinmengenregelung und
Kennzeichnung

■ Verwenden
–  Sicherheitsabstände
–  Sicherheitsmaßnahmen

■ Ersatz pyrotechnischer Mittel durch an-
dere weniger gefährliche Vorrichtungen
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4 Berufsgenossenschaftliche
Bestimmungen

4.1 Unfallverhütungsvorschrift
„Explosivstoffe – Allgemeine
Vorschrift (BGV B 5)“

4.2 Unfallverhütungsvorschrift
„Veranstaltungs- und Produktions-
stätten für szenische Darstellung
(GUV-V C 1, bisher GUV 6.15)“

4.3 Richtlinien für das Vernichten von
Explosivstoffen

5 Praktische Übungen

Abbrennversuche mit zugelassenen pyro-
technischen Sätzen und Mitteln. Aufbau
und Kontrolle von Zündkreisen; Handha-
bung von pyrotechnischer und Kartuschen-
munition, erforderliche Sicherheitsab-
stände auf Bühnen.

6 Besprechung von Unfällen

7 Aussprache

8 Lehrgangsdauer und Teilnehmerzahl

8.1 Die Lehrgangsdauer beträgt 5 Tage;
sie umfasst 36 Unterrichtsstunden
von je 45 Minuten Unterrichtsdauer

8.2 Die Teilnehmerzahl soll in der Regel
20 nicht übersteigen
9 Lehrkräfte

Außer Beauftragten des Lehrgangs-
trägers: Zu 1., 3. und 5. sachverständige
Personen, zu 2., 6. und 7. Behörden-
vertreter, bei Bedarf weitere sachver-
ständige Personen

10 Prüfung

10.1 Der Lehrgang ist mit einer theoreti-
schen und praktischen Prüfung
abzuschließen. Im praktischen Teil
soll der Prüfling bei der Vorbereitung
und Durchführung der Abbrenn-
versuche mitwirken.

10.2 Die Prüfung ist nach § 36 der Ersten
Verordnung zum Sprengstoffgesetz
durchzuführen.

11 Zeitvorgabe

Zu 1. 8 Stunden
Zu 2. 6 Stunden
Zu 3. 8 Stunden
Zu 4. 4 Stunden
Zu 5. 3 Stunden
Zu 6. u. 7. 2 Stunden
Zu 10. 5 Stunden
29



Anhang IV
Voraussetzungen für den Umgang

mit pyrotechnischen Gegenständen und pyrotechnischen Sätzen (Feuereffekte zählen
nur dazu, wenn sie elektrisch angezündet werden) in Theatern oder vergleichbaren
Einrichtungen (Grundlehrgang):
30

Aktivitäten 

■ Vorleistungen

■ Beantragen

■ Anmelden

■ Prüfung ablegen

■ Beantragen bei
Erlaubnisbehörde*)

■ entfällt/Bestellen
und Benennen bei
Erlaubnisbehörde*)

Quellen

■ § 35 1. SprengV 
■ Grundsätze für

Lehrgänge

■ § 34 1. SprengV

■ §§ 23, 33, 34, 35
1. SprengV

■ § 9 SprengG
■ § 36 1. SprengV

■ §§ 20, 27 SprengG

■ §§ 19 u. 21 SprengG
■ § 28 SprengG

Verfahrensschritte

Mitwirkung an
■ 15 Effekten ➔ Grundlehrgang bzw. 
■ 10 Effekten ➔ Sonderlehrgang 
■ mind. 1 Jahr im Theater oder vergleichbaren

Einrichtungen tätig

Unbedenklichkeitsbescheinigung bei örtlich
zuständiger Erlaubnisbehörde

Staatlich anerkannter 
■ Grundlehrgang bzw. 
■ Sonderlehrgang

(Lehrgangsträger z.B. Unfallversicherer)

Fachkundezeugnis über erfolgreiche 
Teilnahme am
■ Grundlehrgang bzw. 
■ Sonderlehrgang

Erlaubnis nach § 27
SprengG für Privatper-
son, § 7 SprengG für
selbstständig Tätige

Verantwortliche Privat-
person als Pyrotech-
niker/in (nicht gewerb-
lich, selbstständig, z.B.
als Vereinsmitglied)

Befähigungsschein
nach § 20 SprengG für
Pyrotechniker

Verantwortliche Person
als angestellte/r Pyro-
techniker/in (Leiter in
gewerbsmäßiger, wirt-
schaftlicher Unterneh-
mung mit Erlaubnis nach
§ 7 SprengG)

*) Zuständigkeit nach

landesrechtlichen

Vorschriften geregelt
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Gefahrbereich und Sicherheitsabstände

Die Sicherheitsabstände sind auf den zugelassenen pyrotechnischen Gegenständen
angegeben.

Werden pyrotechnische Gegenstände von
hoch gelegenen Standorten abgebrannt,
so sind die Sicherheitsabstände bis zum
Bühnenboden zu erweitern.

Beispiel: Theaterblitz

Wirkungsbereich 

Gefahrbereich 

2 m

4 
m

Anhang V

Sicherheitsbereich

Als erweiterter Gefahrbereich gilt in
Produktionsstätten mit Obermaschinerie
der Bereich oberhalb des Gefahrbereichs.

Der Gefahrbereich wird durch die Sicherheitsabstände
begrenzt, 
z.B. Sicherheitsabstand horizontal, konzentrisch 2 m
z.B. Sicherheitsabstand vertikal, oberhalb des
Abbrennortes 4m
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Aufbewahrung kleiner Mengen nach Nr. 4.1 des Anhangs (Auszug)
(siehe Anlage 6 zum Anhang der 2. Verordnung zum Sprengstoffgesetz, 2. SprengV)

GUV-I 812

*) n.z. = nicht zulässig
1) Pyrotechnische Gegenstände T2 für Signalzwecke dürfen bis zu 20 kg (brutto) aufbewahrt werden

Höchstmengen in kg

Anhang VI

Lagergruppe 1.1

Lagergruppe 1.2

Lagergruppe 1.3

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Wohn- und Geschäftsgebäude Gewerblich genutzte Ortsbewegliche 
Gebäude Aufbewahrung

(Baustellenwagen, 
Schränke, Schiffe usw.)

Bewohnter Raum Unbewohnter Raum Verkaufs- Nebenraum Unbewohnte Nebengebäude Arbeitsraum Lagerraum
raum zum

Verkaufs-
raum

nicht ge- gewerb- nicht ge- gewerb-
werblicher licher werblicher licher
Bereich Bereich Bereich Bereich

2 Schwarzpulver n.z.* 1 (netto) 1 (netto) n.z. 3     (netto) 3 (netto) 25 (netto) n.z. 25 (netto) 25 (netto) 
Treibladungspulver,
Treibladungen

4 Pyrotechnische Gegenstände n.z. 5 (brutto) 5 (brutto) n.z. 25    (brutto) 5 (brutto) 25 (brutto) n.z. 25 (brutto) 25 (brutto)
der Klasse T2

5 Pyrotechnische Gegenstände n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. 20 (brutto) 60 (brutto) n.z. 60 (brutto) 60 (brutto)
über 60 mm Durchmesser 
der Klasse IV, III, T2

6 unter 60 mm Durchmesser n.z. 5 (brutto) 5 (brutto) n.z. 10   (brutto) 20 (brutto) 60 (brutto) n.z. 60 (brutto) 60 (brutto)
der Klasse IV 

7 unter 60 mm Durchmesser n.z. 5 (brutto) 20 (brutto) n.z. 25   (brutto) 10 (brutto) 60 (brutto) n.z. 60 (brutto) 60 (brutto)
der Klassen III  und T2

9 Pyrotechnische Gegenstände n.z. 5 (brutto) 5 (brutto) 20 (brutto) 60   (brutto) 10 (brutto) 200 (brutto) 20 (brutto) 200 (brutto) 200 (brutto) 
der Klassen II und T1



Aufbewahrung kleiner Mengen nach Nr. 4.1 des Anhangs (Auszug)
(siehe Anlage 6a zum Anhang der 2. Verordnung zum Sprengstoffgesetz, 2. SprengV)
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Höchstmengen in kg

1) F30–A nach DIN 4102
2) Außer pyrotechnische Gegenstände der Zeile 3

3) n.z. = nicht zulässig
4) Pyrotechnische Gegenstände der Klasse I und II dürfen bis zu 1 kg (brutto) aufbewahrt werden.

Nicht gewerblicher Bereich Gewerblicher Bereich
Außerhalb
eines
Gebäudes/

Gebäude mit Wohnraum
Gebäude

Gebäude ohne Wohnraum
ortsbe-

mit Wohn- wegliche

Gebäude Arbeits-
raum Aufbe-

ohne oder Ver-
wahrung

Wohmraum kaufsraum

Nicht
Nebenraum Nebenraum

Bewohnter
bewohnter

zum Ar- zum Ar-
Lagerraum1) z.B.

Raum
Raum

beits-/Ver- beits-/Ver- Container
kaufsraum kaufsraum

1 Pyrotechnische Gegen- n.z. 3) 4) 10 (brutto) 10 (brutto) 20 (brutto) 60 (brutto) 60 (brutto) 200 (brutto) 200 (brutto)
stände der Klassen I, II.
T12) und T2

2 Pyrotechnische Gegen- n.z. 3) 4) 40 (brutto) 40 (brutto) 80 (brutto) 240 (brutto) 240 (brutto) 800 (brutto) 800 (brutto)
stände der Klassen I, II.
T12) in Verpackungen nach
§ 22 Abs. 2 der 1. SprengV

3 Pyrotechnische Gegen- n.z. 3) 1 (netto) 1 (netto) 10 (netto) 10 (netto) 10 (netto) 100 (netto) 100 (netto)
stände der Klasse T1 2)

für den Einbau in Fahr-
zeugen

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Lagergruppe 1.4



Hinweis:

Seit Oktober 2002 ist das BUK-Regelwerk „Sicherheit und Gesundheitsschutz“ neu strukturiert
und mit neuen Bezeichnungen und Bestellnummern versehen. In Abstimmung mit dem Haupt-
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaften wurden sämtliche Veröffentlichungen den
Kategorien „Unfallverhütungsvorschriften“, „Regeln für Sicherheit und Gesundheitsschutz“,
„Informationen“ und „Grundsätze“ zugeordnet.

Bei anstehenden Überarbeitungen oder Nachdrucken werden die Veröffentlichungen auf die
neuen Bezeichnungen und Bestellnummern umgestellt. Dabei wird zur Erleichterung für einen
Übergangszeitraum von ca. 3 bis 5 Jahren den neuen Bestellnummern die bisherige Bestellnum-
mer angefügt.

Des Weiteren kann die Umstellung auf die neue Bezeichnung und Benummerung einer so
genannten Transferliste entnommen werden, die u.a. im Druckschriftenverzeichnis und auf der
Homepage des Bundesverbandes der Unfallkassen (www.unfallkassen.de) veröffentlicht ist.
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